
B. Textliche Festsetzungen nach § 9 BauGB und BauNVO 
 
  
1. Art der baulichen Nutzung 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 11 Abs. 2 BauNVO) 
 
 1.  Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungs- und Grünordnungsplanes erstreckt sich auf die 
Flurstücksnummern 541 und 542 (Teilfläche) der Gemarkung Töging. 
Maßgebend für die genaue Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches ist die Darstellung im Plan 
vom 17.01.2005. 

  
 2.  Art der baulichen Nutzung 
 2.1  Es wird ein Sondergebiet (§ 11 Abs. 2 BauNVO) für Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie festgesetzt. 
 2.2  Im Sondergebiet sind ausschließlich folgende Nutzungen zulässig: 

a) Betriebsgebäude, die der Zweckbestimmung des Sondergebietes dienen, 
b) Solarmodule (Photovoltaikanlagen) in aufgeständerter Ausführung. 
c) Zulässig sind technische Anlagen zur Speicherung sowie Abgabe von elektrischer Energie („BESS“). Die Anlagen zur 
Speicherung elektrischer Energie können die erzeugte Energie des Sondergebiets und Energie aus dem öffentlichen 
Netz beziehen und abgeben. Zulässig sind hier auch Speicher ohne baulichen, technischen oder funktionalen Zusam-
menhang zu anderen Anlagen zur Erzeugung, Umwandlung, Speicherung und Abgabe von elektrischer Energie, insbe-
sondere den Stromerzeugungsanlagen des Vorhabens („Stand-alone-Speicher“). Die Leistung der Energiespeichersys-
teme (MW) darf die Spitzenleistung der Freiflächen-Photovoltaikanlage (MWp) dabei nicht überschreiten. 

  
 3.  Maß der baulichen Nutzung 
 3.1  Soweit sich aus der Festsetzung der überbaubaren Flächen nicht geringere Werte ergeben, bestimmt sich das Maß der 

zulässigen baulichen Nutzung aus der in der Planzeichnung eingetragenen Grundflächenzahl, sowie aus den nachfol-
genden Vorschriften über die zulässigen Gebäude- und Anlagenhöhen. Im SO beträgt die maximal zulässige Grundflä-
chenzahl für aufgeständerte Photovoltaikmodule in senkrechter Projektion 0,6. Diese darf durch zulässige technische 
Anlagen um bis zu 900 qm überschritten werden.   

 3.2  Höhenfestsetzung  
  Die maximal zulässige Höhe der baulichen Anlagen über der Geländeoberfläche beträgt: 

- 3,8 m auf der Sondergebietsfläche  
- 4,5 m Wandhöhe bei Nebenanlagen 
- 8,0 m für Kameramast zur Überwachung  

  Gemessen wird ab Oberkante zukünftigem Gelände, das gegenüber dem bestehenden Gelände (siehe Höhenlinien) nur 
geringfügig geändert werden darf (siehe Bestimmung C.4). Die unteren und oberen Bezugspunkte für die Wandhöhen je 
Modultisch ergeben sich aus der Schemazeichnung siehe folgende Schemazeichnung: 

 3.3  Maßgebend für die zulässigen Höhen sonstiger baulicher Anlagen (Solarmodule) sind die Festsetzungen im Regelquer-
schnitt. Unterer Bezugspunkt für die festgesetzten maximalen Anlagehöhen ist die Oberkante des natürlichen Geländes. 

  
 4.  Nicht überbaubare Grundstücksflächen 
 4.1  Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen und bauliche Anlagen i. S. 
  des § 23 Abs. 5 BauNVO unzulässig. 
 
 5.  Versickerung von Niederschlagswasser 
 5.1  Auf den Grundstücksflächen anfallendes Niederschlagswasser ist innerhalb des Plangebietes flächig zu versickern. 
 
 6.  Ausgleichsmaßnahmen / Grünordnungsmaßnahmen  
 6.1 Auf den nicht überbauten Flächen des Baugebietes ist eine extensive Wiese zu entwickeln und dauerhaft zu unterhalten 

und zu pflegen. 

 6.2 Die festgesetzten Ausgleichsflächen und Maßnahmen dienen dem Ausgleich von Eingriffen in die Natur und Landschaft 
durch die Bebauung und werden dem gesamten Gebiet zugeordnet. 

 6.3 Die festgesetzten Pflanzungen sind mit standortgerechten Gehölzen aus der folgendenPflanzliste durchzuführen, zu 
pflegen und bei Ausfall zu ersetzen. 

  Die neu zu pflanzenden Hecken im Süden und Waldmäntel im Norden und Osten (Qualität: autochthone Gehölze o. B. 
60 / 100 cm mit 5 / 8 Trieben) sollen in Anlehnung an die potentiell natürliche Vegetation 

   

 

  folgende Arten enthalten: 
  Corylus avellana   Hasel 
  Crataegus spec.   Weißdorn 
  Euonymus europeus  Pfaffenhütchen 
  Lonicera xylosteum  Rote Heckenkirsche 
  Ligustrum vulgare  Liguster 
  Prunus spinosa   Schlehe 
  Rosa arvensis   Hundsrose 
  Viburnum lantana  Wolliger Schneeball 
 

  Am nördlichen Waldrand sind zusätzlich folgende Baumarten zu pflanzen (Qualität: autochthones Material, Heister o. B.): 
  Prunus avium   Vogelkirsche 
  Quercus robur   Stieleiche 
  Tilia cordata   Winterlinde 

  Die Wild-Obstgehölze im Westen und Osten (Qualität: autochthones Material, Hochstamm, STU 10 / 12cm) sollten fol-
gende Arten enthalten: 

  Malus sylvestris   Wildapfel 
  Pyrus communis   Holzbirne 
   
   
Örtliche Bauvorschriften nach Art. 91 BayBO 
 1.  Gestaltung der baulichen Anlagen 

(1) Die Gebäude sind mit Flachdächern oder Satteldächern mit einer Dachneigung von max. 30°auszuführen. Eine 
Dachbegrünung ist möglich. 

  (2) Außenwände von Gebäuden sind als mit gedeckten Farben gestrichene Flächen herzustellen. 
(3) Aufständerungen von Solarmodulen sind aus Metall herzustellen. Die Gründung hat mit Einzelstreifen- oder Punkt-
fundamenten zu erfolgen. 
(4) Stellplätze, Zufahrten und Betriebswege sind wasserdurchlässig als Schotterrasenflächen oder mit wassergebunde-
ner Decke zu befestigen. 

 2  Werbeanlagen 
  (1) Werbeanlagen sind nur als Informationstafeln zulässig. 
  (2) Die Ansichtsfläche vorn darf max. 4 qm betragen. 
  (3) Leuchtreklamen, grelle Farben und Wechsellicht sind unzulässig. 
 3  Aufschüttungen, Abgrabungen 
  (1) Der natürliche Geländeverlauf ist weitestgehend zu erhalten. 

(2) Aufschüttungen und Abgrabungen sind ausnahmsweise bis zu einer max. Höhenabweichung vom natürlichen Gelän-
deverlauf von 0,5 m zulässig, soweit sie zur Aufstellung der Solarmodule aus technischen Gründen erforderlich sind. 
(3) Übergänge zwischen Auffüllungen und Abgrabungen und der natürlichen Geländeoberfläche sind als Böschungen 
herzustellen. 

 4  Einfriedungen 
(1) Einfriedungen sind als Gitterzäune mit einer Höhe von max. 2,00 m zulässig. Die Abstände zu den Grundstücksgren-
zen sind im Plan dargestellt. 

  (2) Einfriedungen sind ohne Sockelmauern herzustellen.  
 
Textliche Hinweise 
 1  Oberboden, der bei der Errichtung oder Änderung von baulichen Anlagen, sowie bei Veränderung der Erdoberfläche aus-

gehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten, vor Vernichtung und Vergeudung zu schützen und einer sinnvollen 
Verwertung bei Rekultivierungsarbeiten im Zuge der Baumaßnahme zuzuführen. 

 2  Bodendenkmäler, die bei Baumaßnahmen zutage kommen, unterliegen der gesetzlichen Meldepflicht gemäß Art. 8 DSchG 
und sind unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landratsamtes Neumarkt i. d. Opf. oder dem Bayerischen 
Landesamt für Denkmalpflege bekannt zu machen. 


